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Herr Glauben, auf dem G-7-Gipfel in 
dieser Woche ist der Hunger in aller Welt 
ein Thema. Wie schauen Sie auf die 
aktuelle Lage der Welternährung? 
Jüngst sind wieder Rückschritte in der 
Hungerbekämpfung zu beobachten. Zwar 
hat sich die Anzahl hungernder bezie-
hungsweise unterernährter Menschen seit 
Anfang des 21. Jahrhunderts um 25 Pro-
zent auf knapp 600 Millionen bis Ende des 
vergangenen Jahrzehnts reduziert. Aller-
dings schätzt die Welternährungsorgani-
sation FAO, dass die Zahl der Hungern-
den zuletzt um rund 150 Millionen zuge-
nommen hat, vermutlich in Zusammen-
hang mit der Covid-19-Krise. Gleichzeitig 
erwartet man, dass 2030 immer noch etwa 
700 Millionen Menschen unterernährt 
sein werden. infolge des Ukrainekriegs 
dürfte sich die situation, besonders in 
armen Ländern des globalen südens, 
zumindest zeitweise verschärft haben. 

Welche Regionen der Welt sind am 
stärksten gefährdet? 
Besonders betroffen waren die nachfrage-
boomenden Weizenimporteure insbeson-
dere im Nahen Osten und Nordafrika 
sowie in Regionen Afrikas südlich der 
sahara. Russland und die Ukraine waren 
deren Hauptlieferanten. Lieferengpässe 
aus der schwarzmeerregion, gepaart mit 
hohen Preisen, belasteten die ohnehin kri-
tische Ernährungssituation in diesen 
Regionen. Besonders dramatisch ist die 
Lage in Ländern, die häufig bewaffneten 
Konflikten oder Extremwetterereignissen 
ausgesetzt sind, wie etwa südsudan, 
somalia, Äthiopien oder auch Jemen, 
syrien und Afghanistan.

Also vorerst keine Entspannung in 
Sicht? 
Erwartungsgemäß hat sich die Lage eini-
ge Monate nach Kriegsbeginn entspannt. 
Fehlende Liefermengen nach Afrika aus 
der Ukraine etwa von Weizen wurden 
weitgehend durch andere Länder, wie 
Frankreich, indien und Australien, aus-
geglichen. schon im ersten Halbjahr nach 
Kriegsbeginn entsprach die gelieferte 
Weizenmenge nach Afrika fast jener der 
gleichen Zeitspanne wie 2021. Auch die 
Preise sind wieder deutlich gefallen, bei 
Weizen etwa um fast 50 Prozent im Ver-
gleich zu Mitte 2022. Damit liegt der 
Preis etwa auf dem Vorkriegsniveau.

Wie sieht es bei der Versorgung mit Dün-
gemitteln in der Welt aus? 
Die Düngemittelmärkte haben sich etwas 
entspannt. Der Preisindex ist wieder um 
etwa 50 Prozent auf das Niveau von Mitte 
2021 gefallen. Das ist im Vergleich zu den 
Vorjahren immer noch hoch. Exportver-
bote, ausufernde Genehmigungsverfah-
ren und sanktionen schränken die Ver-

fügbarkeit von Dünger ein, tragen zu Lie-
ferunterbrechungen bei und treiben 
Marktpreise in die Höhe. Derzeit wirken 
sich solche Beschränkungen auf rund 20 
Prozent des Welthandels aus und gefähr-
den mehr als 50 Prozent der Düngemit-
telversorgung in 24 Ländern. Mehrere 
westafrikanische Länder wie Ghana, 
Elfenbeinküste oder Mauretanien sind 
auf Dünger von Russland angewiesen. 
Die, zumindest teilweise, sanktionsbe-
dingten Erschwernisse für russische 
Düngerausfuhren haben dessen Verfüg-
barkeit eingeschränkt und belasten die 
Nahrungsmittelerzeugung vor Ort.

Für wie robust halten Sie die Agrar-
märkte in Krisenzeiten wie diesen? 
Der wettbewerblich organisierte interna-
tionale Agrarrohstoffhandel weist sich 
als geeignete Risikostrategie, um regio-
nale Versorgungsengpässe zu überwin-
den. Das „sicherheitsnetz globaler 
Agrarmärkte“ ist robust in sachen Hun-
gerbekämpfung. so importieren Nord -

afrika und der Nahe Osten fast 70 Pro-
zent ihres inländischen Nährstoffbedarfs, 
während Nordamerika mit weniger als 10 
Prozent vergleichsweise wenig impor-
tiert. Bei den meisten anderen Regionen 
schwankt der importanteil am inländi-
schen Nährstoffbedarf zwischen 20 und 
30 Prozent. Ohne Handel würde  es mit 
dem Hunger  in der Welt also weitaus 
schlimmer stehen. 

Auf dem G-7-Gipfel wird diskutiert, wie 
ärmere Länder unabhängiger von Agrar-
importen werden können, etwa indem sie 
sich stärker selbst mit Agrargütern ver-
sorgen. Wie stehen Sie dazu? 
Nach meiner Wahrnehmung werden stim-
men zu Abschottung bis hin zu Autarkie 
immer lauter, spätestens seit den Versor-
gungsengpässen durch die Corona-Krise 
und den Ukrainekrieg und den zunehmen-
den geopolitischen spannungen zwischen 
„Westen“ und „Osten“. Die Hoffnung ist 
offenbar, dass isolation vom internationa-
len Handelsgeschehen und selbstversor-

Auf dem Weg in eine 
„Weltplanwirtschaft“
Der Kampf gegen den Welthunger  
ist thema auf dem G-7-Gipfel. Aus sicht von 
Agrarökonom thomas Glauben sind 
die globalen Agrarmärkte dafür unerlässlich. 
Abschottung und Autarkie sieht er kritisch.
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in „Politik mit der Geschichte“ (F.A.Z. 
vom 15. Mai) hat Christian Meier eine 
gute Geschichtsbelehrung über israel 
und den Ursprung des Konflikts zwi-
schen Juden und Palästinensern 
geschrieben, den wirklichen Grund für 
diese Geschehnisse jedoch etwas zu 
kurz in nur einem satz erwähnt: „Die 
palästinensische Bevölkerungsmehrheit 
lehnte die staatsgründungspläne der 
Zionisten und die UN-Entscheidung ab, 
arabische Nachbarstaaten schickten 
Freischärler und später soldaten.“

Die arabische Bevölkerung lehnte 
vorher schon jeden Vorschlag einer 
Zweiteilung des Landes ab. Und sie 
schickte nicht nur „Freischärler und sol-
daten“, sondern sämtliche umliegenden 
arabischen staaten griffen am tag nach 
der staatsgründung den neuen staat 
militärisch an. Es kam zum ersten 
Angriffskrieg gegen israel. Zudem ist es 
sehr wichtig zu wissen, dass es nicht nur 
zur Flucht und Vertreibung (Nakba) der 
Araber kam, sondern vor und nach die-

sem tag auch zur Flucht und Vertrei-
bung von rund einer Million Juden aus 
den umliegenden arabischen Ländern 
und iran. Der Landbesitz dieser Flücht-
linge (hauptsächlich Ägypten, Marokko 
und iran) betrug um die 100.000 Kilo-
meter, eine Fläche fünfmal größer als 
israel. 2014 hatte der Knesset ein Gesetz 
erlassen: Der 30. November wurde zum 
Gedenktag an die Flucht und Vertrei-
bung der Juden aus den oben beschrie-
benen Ländern erklärt. Das geschah, um 
die Ansicht zu korrigieren, dass die ara-
bischen Juden alle zionistisch motivierte 
freiwillige Einwanderer und keine 
Flüchtlinge gewesen sind. Mehr als 50 
Prozent der heute in israel lebenden 
Juden sind Nachfahren von jüdischen 
Flüchtlingen und Emigranten aus arabi-
schen Ländern. Fazit: Wenn Palästinen-
ser heute in israel von Nakba sprechen, 
dann müssen diese auch eine jüdische 
Nakba anerkennen. 

uRsula dossieR, fRaNKfuRT aM MaiN

Auch eine jüdische Nakba anerkennen

Zu „Recht auf Leben, Rechte im ster-
ben“ (F.A.Z. vom 8. Mai): seit mehr als 
drei Jahren ringen die Abgeordneten 
des Bundestages um eine Regelung zum 
assistierten suizid. Auch eine mehrstün-
dige Anhörung im Rechtsausschuss 
brachte keine Klarheit darüber, wie das 
spannungsverhältnis zwischen dem 
Recht auf selbstbestimmtes sterben und 
dem schutzauftrag des staates zuguns-
ten des Lebens und der Absicherung der 
Freiverantwortlichkeit normativ aufge-
löst werden könnte. in dieser kompli-
zierten Gemengelage erscheint der 
Ansatz verlockend: Es bestehe tatsäch-
lich gar kein Bedarf für eine bundesge-
setzliche Regelung. Das in den verschie-
denen Gesetzentwürfen zum assistier-
ten suizid vorgesehene Geld solle lieber 
in die Hospizarbeit und Palliativversor-
gung sowie die suizidprävention inves-
tiert werden. insbesondere dem letzten 
Punkt der finanziellen stärkung der 
genannten wichtigen säulen wird jeder 
zustimmen, der in der Versorgung von 
Menschen mit einer lebensverkürzen-
den Erkrankung und/oder suizidabsich-
ten eingebunden ist. so auch der Deut-
sche Hospiz- und Palliativ-Verband. 
Dem Grundgedanken des gesetzgeberi-
schen Laissez-faire in Bezug auf die sui-
zidassistenz möchte er jedoch entschie-
den entgegentreten. 

Das Bundesverfassungsgericht mag 
dem Gesetzgeber keinen zwingenden 
Handlungsauftrag erteilt haben. Gleich-
wohl erwies sich auch nach dem Bun-
desverfassungsgericht die Einschätzung 
des Gesetzgebers als plausibel, dass die 
bis zum inkrafttreten des Paragraphen 
217 stGB bestehende Praxis geschäfts-
mäßiger suizidhilfe nicht geeignet war, 
die Willens- und damit die selbstbestim-
mungsfreiheit in jedem Fall zu wahren. 
Auch vor diesem Hintergrund verwies 
das BVerfG auf die verschiedenen 
gesetzgeberischen Möglichkeiten zum 
schutz der selbstbestimmung. Nun mag 
jeder der Gesetzentwürfe die ihm eige-
nen Unzulänglichkeiten aufweisen und 
nicht die gewünschte normative Ant-
wort auf komplexe Fragestellungen im 
Kontext des assistierten suizides bieten. 
Gleichwohl halten wir es für unabding-
bar, dass die Gesellschaft in dieser exis-
tenziellen Frage der Durchführung der 
sterbehilfe auf größtmöglicher Klarheit 
und transparenz hinsichtlich des Proze-
deres und der Absicherung der selbstbe-
stimmung besteht. Prozedurale siche-
rungsmechanismen, insbesondere zum 

Lebensschutz, sind im Bereich komple-
xer ethisch-medizinischer Fragestellun-
gen durchaus üblich und notwendig. 
Auch in den Niederlanden, die eine der 
liberalsten Regelungen zum assistierten 
suizid vorweisen, existiert eine ausdiffe-
renzierte Regulierung zur Gewährung 
und Überprüfung des assistierten suizi-
des. Warum man also ausgerechnet in 
Deutschland – nachdem das Bundesver-
fassungsgericht die Zulässigkeit gerade 
nicht (wie andere Länder) an das Vorlie-
gen einer unheilbaren oder tödlich ver-
laufenden Krankheit oder sonstige 
materiell-rechtliche Kriterien knüpfen 
wollte – auf sämtliche normativen 
schutzmechanismen verzichten sollte, 
erschließt sich nicht. 

Die Forderung nach einem gesetzge-
berischen Unterlassen scheint auch 
insofern vereinfachend, als der Fokus 
auf Patienten und Patientinnen mit 
lebenslimitierender Erkrankung gelegt 
und – nahezu idealisierend – der assis-
tierte suizid in vertrauensvoller Arzt-
Patienten-Konstellation und unter Ein-
beziehung palliativmedizinischer, hos-
pizlicher und gleichzeitig psychologi-
scher Kompetenz im Einzelfall und im 
Übrigen nahezu ohne externe Kontrolle 
durchgeführt wird. Gleichwohl muss der 
Gesetzgeber seinem schutzauftrag 
zugunsten des Lebens und der Freiver-
antwortlichkeit jedoch auch in anderen 
Fallkonstellationen nachkommen: Men-
schen ohne ärztliche Anbindung, gesun-
de und lebenssatte Menschen, erkrankte 
Menschen, die aber leistungsrechtlich 
nicht in die hospizlich-palliative Versor-
gung fallen, und Menschen, die sich an 
eine der sterbehilfeorganisationen wen-
den, ohne den „Umweg“ über eine hos-
pizlich-palliative und/oder suizidpräven-
tive Beratung und Betreuung zu gehen, 
und bei denen eine umfassende Aufklä-
rung und Beratung über mögliche Alter-
nativen zu suizid nicht sichergestellt ist. 
Derzeit läuft dieser schutzauftrag des 
staates nahezu ins Leere. 

Ein fehlendes transparentes Prozede-
re untergräbt jedoch nicht nur den 
schutzauftrag des staates. Auch die 
Rechtssicherheit für die betroffenen 
Ärzte und Ärztinnen und weitere 
Berufsgruppen, die mit Anfragen zur 
suizidhilfe konfrontiert sind, dürfte mit 
einer gesetzlichen Regelung höher sein 
als derzeit. 

 
PRofessoR wiNfRied haRdiNghaus, 
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Kein gesetzgeberisches Laissez-faire

Zu „Der Betriebswirt – Die Prüfer sind 
keine Bilanzpolizei“ (F.A.Z. vom 2. 
Mai): Herr Dörschell mogelt sich um die 
Fehlleistungen von Wirtschaftsprüfern, 
die wir in der letzten Zeit erleben muss-
ten, herum. Es sind dies die Fälle, in 
denen die Gründe für die „Pleiten“ in 
der Vergangenheit gelegt wurden, die 
der Wirtschaftsprüfer aber nicht aufge-
deckt hat. Dazu zählt meines Erachtens 
auch der Fall der Credit suisse; die EZB 
erhöht schließlich seit gut einem Jahr 
laufend die Zinsen. Dazu gehört auch 
der Fall der industriekreditbank, wo der 
Wirtschaftsprüfer die in den amerikani-
schen Hauskrediten liegenden Risiken 
nicht beachtet hat, und vor allem zählt 
dazu der Fall Wirecard, wo sich der 
Wirtschaftsprüfer vom Kunden betro-
gen fühlte, in Wirklichkeit aber über 
Jahre hinweg nicht in der Lage war, 
„Kasse, Bank und Postscheck“ ord-
nungsgemäß zu prüfen. Den Fall Wire-
card erwähnt Herr Dörschell vorsichts-
halber nicht. Die Minderung von Ver-
mögenswerten in den Bilanzen liegt 
natürlich nicht im Einflussbereich des 
Wirtschaftsprüfers. Er muss aber diese 
Vermögensminderungen beurteilen und 
dafür sorgen, dass sie im Jahresab-
schluss berücksichtigt werden. Das hat 
mit einer Prognose über die Zukunft des 
Unternehmens überhaupt nichts zu tun, 
geschweige denn mit der Führung der 
Geschäfte dieses Unternehmens. Droht 
insolvenz, muss dies der Wirtschafts-
prüfer erkennen, den Mandanten auf 
diese Gefahr hinweisen und dafür sor-

gen, dass die desolate Lage des Unter-
nehmens aus Bilanz, Gewinn- und Ver-
lustrechnung und Anhang erkennbar 
wird. Herr Dörschell beschwört das Ver-
trauen der Wirtschaft in die Abschluss-
prüfung. Dieses Vertrauen besteht 
sicherlich noch, ist aber durch die zahl-
reichen Bilanzskandale angekratzt. 
schon vor einiger Zeit erklärte mir ein 
mittelständischer Unternehmer, als er 
meinen Beruf erfuhr: „Wirtschaftsprü-
fer! Die haben ja auch nicht den besten 
Ruf.“ so weit ist es leider gekommen.

dR. KuRT NieMeyeR , ThüNgeN

Fehlleistungen der Wirtschaftsprüfer

Zum interview mit Nicola Leibinger-
Kammüller „Work-Life-Balance finde 
ich fürchterlich“ in der F.A.Z. vom 12. 
Mai: Warum nicht mehr solcher Beiträ-
ge? ich schätze die F.A.Z. seit Jahren 
wegen der ihr eigenständigen Kommen-
tare. Aber dieser hatte es in sich, so ganz 
nah an der Denke und dem Empfinden 
der Bürger. Familienunternehmer, mit 
einer solchen Klasse und prägnanten 
sprache, erlebt man leider zu selten in 
den Medien. Ein wohltuender Gegen-
satz zu weichgespülten Fernsehforma-
ten und vieldeutigem Politikergeschwa-
fel. Einmal die Woche einen solchen 
Beitrag? ich würde direkt drauf warten.

heRbeRT Reich, MüNchwald 

Jede Woche?

Thomas Glauben , 
Direktor des 
Leibniz-Instituts 
für Agrarent -
wicklung in 
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gung, auch mit Agrargütern, das Rezept 
ist, Versorgungsrisiken zu reduzieren. ich 
halte das für wenig durchdacht. solche 
Forderungen dürften kaum durchsetzbar 
sein, ohne ein planwirtschaftlich-bürokra-
tisches Monster zu schaffen. im Kern 
schlittert man damit von bewährten 
marktwirtschaftlichen Prinzipien in eine 
Art (teil-)Weltplanwirtschaft. 

Was wären die Folgen? 
Beim Agrarhandel könnte das am Ende 
zur Mangelwirtschaft im globalen Nor-
den und zu einem Zusammenbruch der 
Nahrungsversorgung im globalen süden 
führen. solche strukturen schaffen nicht 
mehr, sondern weniger Versorgungssi-
cherheit. Am Reißbrett entworfene, poli-
tisch motivierte Agrarhandelsstrukturen 
werden den Markt nicht ersetzen können. 

Halten Sie eine regionalere Düngemit-
telproduktion in ärmeren Ländern also 
nicht für sinnvoll? 
ich bin sehr skeptisch. Erstens scheint 
sich der Düngemittelmarkt wieder etwas 
zu entspannen. Zweitens bedürfte es, was 
Kalium und Phosphat angeht, hinreichen-
der Vorkommen in den Regionen selbst. 
Auch wenn es diese dort gäbe, bedürfte es 
enormer investitionen, besonders im 
Kalibergbau, um diese zu fördern. Es ist 
mehr als fraglich, ob das in ärmeren 
Regionen wirtschaftlich tragbar wäre. 
Gegenwärtig dominieren nach meinem 
Kenntnisstand Kanada, Russland und 
Belarus den Kaliabbau. Und UsA, 
Marokko und China fördern zusammen 
etwa zwei Drittel aller Phosphate. Die 
Produktion von stickstoff basiert maß-
geblich auf Erdgas. Dafür sind  die UsA 
und Russland wichtige Produzenten. 

Wie müssten Lösungen Ihrer Ansicht 
nach also aussehen? 
Es bedarf einer nachhaltig tragfähigen  
globalen Governance, die Herausforde-
rungen zu bewältigen: kriegerische Kon-
flikte, Klimawandel, Hunger. Dabei soll-
ten möglichst alle relevanten Nationen 
konstruktiv eingebunden werden. Viele 
globale Probleme lassen sich nur im 
Wege der Kooperation und des interes-
sensausgleiches lösen. Wenn es um die 
Bewältigung internationaler und zwi-
schenstaatlicher Konflikte oder um das 
Aushandeln von politischen interessen 
und Werten geht, dann ist die Diplomatie 
und die Politik, speziell die Außen- und 
sicherheitspolitik, in der Verantwortung. 
Eine politisch motivierte „Rückabwick-
lung“ globaler Beziehungen und Ver-
flechtungen dürfte mit immensen Risi-
ken und gesellschaftlichen Kosten ver-
bunden sein. 

Das Gespräch führte Anne Kokenbrink.

I n der Einkaufsmeile samyan 
Mitrtown im Zentrum Bangkoks 
haben sie eine komfortable Lösung 
gefunden: Die Foodtrucks, die 

Küchenwagen, die sonst entlang der straße 
parken, stehen nun im klimatisierten 
Atrium des Kaufhauses. so können die 
Menschen ihre Dim-sum-Klößchen, Pizza 
oder satay-spieße essen, ohne dass ihnen 
in Gluthitze und Dunst der Appetit vergeht.  

39 Grad werden mittags in Bangkok 
gemessen, mit 37 Grad meldet singapur 
die höchste temperatur seit 40 Jahren, 
Vietnam leidet unter bis zu 44 Grad, 
Malaysia prüft den Notstand wegen der 
Hitze, Bauarbeiter bekommen Eiswasser, 
soldaten Wasserduschen, um nicht zu 
kollabieren. Die Menschen in den tropen 
können mit hohen temperaturen umge-
hen. Diese Hitzewelle aber bringt sie und 
ihre infrastruktur an ihre Grenzen.

Auswege sind kaum zu finden. Beispiel 
Vietnam: Die Regierung versucht, der 
Hitze mit dem rollierenden Abschalten 
von strom zu begegnen. Denn die tem-
peraturen führen zu erhöhtem strombe-
darf, allein schon, weil Klimaanlagen und 
Ventilatoren rund um die Uhr laufen 
müssen. Nicht nur in indien wird in sol-
chen Zeiten in den Fabriken nachts oder 
an Wochenenden geschuftet, wenn der 
strombedarf insgesamt geringer ist. 

Und doch entstehen gleich mehrere 
teufelskreise: Denn die Elektrizität wird 
in Asien vor allem durch die rasch wach-
sende Zahl von Kohlekraftwerken er -
zeugt – und deren Betrieb erhöht den 
Ausstoß von treibhausgas noch weiter. 
Hinzu kommt das Wirtschaftswachstum 
um die 5 Prozent in der indo-pazifischen 
Region. Angesichts der temperaturen 
rüstet die neue Mittelschicht nun schnel-
ler denn je von Ventilatoren auf Klimaan-
lagen um. Die Agentur Bloomberg rech-
net damit, dass durch die Nachfrage in 
China, südostasien und indien bis 2029 
mehr als eine Milliarde zusätzlicher Kli-
maanlagen verkauft würden. 

Die aber treiben durch ihren stromver-
brauch nicht nur die temperatur, sondern  

belasten auch die Umwelt mit giftigen 
Kühlmitteln. Ökonomen wissen, dass 
Menschen ab einer Kaufkraft von rund 
10000 Dollar jährlich in heißen Ländern 
dazu neigen, ihre erste Klimaanlage zu 
kaufen. 80 Prozent der 1,4 Milliarden 
inder haben derzeit noch keine Anlage. 
Doch wird die Kaufkraft (PPP) der inder 
in diesem Jahr nach schätzungen des 
internationalen Währungsfonds (iWF) 
erstmals die 9000 Dollar nach oben 
durchbrechen.

Angesichts des rasch zunehmenden 
Bedarfs an strom durch industrialisierung 
und steigenden Wohlstand bleibt bis zur 
Erfindung verbrauchsärmerer Geräte und 
dem Nutzen nachhaltiger Energiequellen 
nur die Rationierung von strom. Die aber 
kommt die Wirtschaft teuer zu stehen. im 
März wurde im chinesischen Yunnan der 
Verbrauch limitiert, was beispielsweise 
die dortige Aluminiumindustrie traf. Von 
der laotischen Hauptstadt Vientiane ist in 
diesen tagen der Mekong nur noch als 
schmaler silberner streifen in der Ferne 
auszumachen: im breiten Flussbett 

wuchert Unkraut, stehen ein paar Markt-
stände. Denn China braucht das Wasser 
des Oberlaufs des stroms für seine Kraft-
werke. Und die schneeschmelze im Hima-
laja fällt immer geringer aus. so folgen der 
Hitze Dürren. Damit leidet die Agrarpro-
duktion von Gummi bis zu Erdnüssen. 
Will die Bevölkerung versorgt werden, 
steigen die importrechnungen, die in der 
Regel in Dollar bewertet werden. Zugleich 
erhöhen sich die Kosten im Gesundheits-
system. Währenddessen aber steigt die 
Produktivität immer langsamer: in den 
Fabriken indiens soll sie um rund 2 Pro-
zent für jedes Grad Celsius höhere innen-
temperatur nachgeben. 

so sehr die Menschen in Asien schon 
jetzt unter der Hitze leiden, die Lage dürf-
te noch schlimmer werden. Denn ab dem 
sommer droht das gefürchtete Wetterphä-
nomen El Niño. Aufgrund veränderter 
Luft- und Meeresströmungen kommt es 
dann international zu besonders schlim-
men Dürren, Überschwemmungen, Feu-
ern und anderen Wetterkatastrophen. Die 
Wahrscheinlichkeit für das Auftreten der 

gefürchteten Wetterlage in diesem Jahr 
haben amerikanische Wissenschaftler auf 
90 Prozent angehoben. Die Forscher 
Christopher Callahan und Justin Mankin 
warnen zugleich vor einer „dauerhaften 
Veränderung der Wachstumsgeschwin-
digkeit“ durch El Niño, denn dessen lang-
fristige Folgen in Afrika und rund um den 
Pazifik würden immer noch dramatisch 
unterschätzt: Die El-Niño-Periode 
1997/98 habe die Wirtschaftsleistung der 
Welt um 5,7 Billionen Dollar geschmälert, 
diejenige 1982/83 habe die Welt 4,1 Billio-
nen Dollar gekostet. 

Nun aber droht der heißeste El Niño 
aller Zeiten. Die nächsten fünf Jahre 
würden die wärmsten seit Menschenge-
denken, warnten die Vereinten Nationen 
(UN) am Mittwoch. „in den nächsten 
Monaten dürfte sich ein warmer El Niño 
aufbauen und auf den von Menschen 
erzeugten Klimawandel treffen, um die 
temperaturen in unbekannte Höhen zu 
treiben“, sagte Petteri taalas, der finni-
sche Generalsekretär der World Meteo-
rological Organisation (WMO) der UN.

Die Hitze lastet schwer auf Asien

Etwas Abkühlung: Motorradfahrer in Bangkok warten im Schatten auf grünes Licht der Ampel. Foto Bloomberg

Die Produktivität leidet. 
El Niño droht. Und eine 
Milliarde zusätzlicher 
Klimaanlagen wird alles 
nur verschlimmern.
 Von  Christoph Hein, 
Bangkok
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